
 

Pressemitteilung vom 08. Mai 2026 
 
Kommunale Arbeitgeber begrüßen Ablehnung der Entlastungsprämie 
durch den Bundesrat 
 
Der Bundesrat hat die sogenannte Entlastungsprämie abgelehnt. Die Vereinigung der kommuna-
len Arbeitgeberverbände (VKA) begrüßt die Entscheidung und stellt klar: Für kommunale Arbeit-
geber fehlen die finanziellen Voraussetzungen für derartige Auszahlungen. 
 
Berlin. Der Bundesrat hat heute den Gesetzesvorschlag für eine sogenannte Entlastungsprä-
mie abgelehnt. Die von der Bundesregierung geplante Entlastungsprämie hätte als Teil-Ant-
wort auf die wirtschaftlichen Folgen des Iran-Kriegs Arbeitgebern die Möglichkeit gegeben, 
ihren Beschäftigten eine steuer- und abgabenfreie Prämie von bis zu 1.000 Euro zu zahlen – 
freiwillig, wohlgemerkt.  
 
Kommunale Haushalte bereits jetzt an der Belastungsgrenze 
Dem durch die politische Kommunikation aufgebauten Erwartungsdruck, die Prämie auch tat-
sächlich auszuzahlen, hätten kommunale Arbeitgeber mit Blick auf die extrem angespannte 
Haushaltslage nicht gerecht werden können. Die Personalausgaben innerhalb der kommuna-
len Haushalte stiegen 2025 bereits überdurchschnittlich um 6,8 Prozent auf 113,4 Milliarden 
Euro.1 Erst zum 1. Mai 2026 wurden die Entgelte im TVöD für rund 2,5 Millionen kommunale 
Beschäftigte erneut um 2,8 Prozent angehoben.2   
 
Gleichzeit erreichte das kommunale Gesamtdefizit im Jahr 2025 mit 31,9 Milliarden Euro den 
höchsten Stand seit der deutschen Wiedervereinigung. Viele Städte und Gemeinden befinden 
sich bereits in Haushaltssicherungskonzepten oder unter einer Haushaltssperre.  
 
Dr. Wolf-Rüdiger Michel, Präsident der VKA:  
„Der Bundesrat hat heute verhindert, dass politischer Erwartungsdruck auf dem Rücken finanzi-
ell ausgebluteter Kommunen ausgetragen wird. Das ist die richtige Entscheidung. Der Bundes-
rat scheint verstanden zu haben, dass öffentliche Kassen leergefegt sind, die Wirtschaft weiter-
hin schwächelt und die Entlastungsprämie nur Erwartungen geweckt hätte, die von kommuna-
len Arbeitgebern nicht erfüllt werden können.“ 

_______________ 
 
Die Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA) ist der Spitzenverband der kommunalen 
Arbeitgeberverbände in Deutschland. Sie regelt die Arbeitsbedingungen für die kommunalen Beschäftig-
ten und schließt Tarifverträge mit den zuständigen Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes. Die VKA 
vertritt fast 10.000 kommunale Arbeitgeber in Deutschland mit rund 2,7 Millionen Beschäftigten. 
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1 Statistisches Bundesamt (Destatis), Pressemitteilung Nr. 114 vom 1. April 2026: https://www.destatis.de/DE/Presse/Presse-
mitteilungen/2026/04/PD26_114_71137.html  
2 VKA, Pressemitteilung vom 14. April 2026: https://www.vka.de/pressemitteilungen/2026-04-14-kommunaler-oeffentlicher-
dienst-waechst-gezielt-mehr-personal-in-energie-und-entsorgung-2827  


